Beihilfeberechtigte Person:

	Vorname

     
	Nachname

     

	Anschrift (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort)

     


	
	
	

	Stadt Würzburg

Fachbereich Personal / Beihilfen

97067 Würzburg
	
	


Ärztliche Bescheinigung zur Feststellung einer schwerwiegenden chronischen Krankheit im Sinne des § 62 SGB V

Patient / in

	Name, Vorname

     
	Geburtsdatum

     


· Die / Der oben genannte Patient / in ist seit dem             wegen derselben Krankheit in Dauerbehandlung.

Hinweis:

Eine „Dauerbehandlung“ liegt vor, wenn die / der Genannte mindestens ein Jahr lang vor Ausstellen dieser Bescheinigung mindestens einmal pro Quartal wegen derselben Krankheit ärztlich behandelt wurde.

Dauerdiagnose(n):
     


     


Ende der Dauerbehandlung:
 FORMCHECKBOX 

voraussichtlich:        


 FORMCHECKBOX 

nicht absehbar

· Es ist eine kontinuierliche medizinische Versorgung (ärztliche oder psychotherapeutische Behandlung, Arzneimitteltherapie, Behandlungspflege, Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln) der o.g. Krankheiten erforderlich, ohne die nach ärztlicher Einschätzung eine lebensbedrohliche Verschlimmerung, eine Verminderung der Lebenserwartung oder eine dauerhafte Beeinträchtigung der Lebensqualität zu erwarten wäre.

 FORMCHECKBOX 
  ja, weil      


 FORMCHECKBOX 

  nein 

	     
	
	

	Ort, Datum
	
	Stempel und Unterschrift des Arztes


Ärztliche Bescheinigung zur Feststellung einer schwerwiegenden chronischen Krankheit

 im Sinne des § 62 SGB V

Allgemeine Hinweise

Nach Art. 96 Abs. 3 Satz 5 BayBG ist die festgesetzte Beihilfe um 3 € je verordnetem Arzneimittel, Verbandmittel und Medizinprodukt, jedoch nicht mehr als die tatsächlich gewährte Beihilfe zu mindern (Eigenbeteiligung).

Die festgesetzte Beihilfe ist für den Rest des Kalenderjahres, in dem die Eigenbeteiligungen entstanden sind, nicht mehr um die nach Art. 96 Abs. 3 Satz 5 BayBG vorgesehenen Eigenbeteiligungen zu mindern, wenn u.a. die Belastungsgrenze nach Art. 96 Abs. 3 Satz 6 Nr. 5 BayBG überschritten wird. 

Hierzu erfolgt seitens der Beihilfestelle im Jahresverlauf die Feststellung der individuellen Belastungsgrenze und ggf. die Befreiung von der Eigenbeteiligung von Amts wegen. (Hinweis: Nicht erfasst von der Befreiung sind andere Eigenbeteiligungen, z.B. für Wahlleistungen im Krankenhaus!)

Die Belastungsgrenze beträgt grundsätzlich 2% des maßgebenden jährlichen Einkommens.

Für chronisch Kranke im Sinne des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, die wegen derselben Krankheit in Dauerbehandlung sind, beträgt die Belastungsgrenze 1% des maßgebenden jährlichen Einkommens. 

Durch Vorlage des vorstehenden, vom Arzt bescheinigten Formblattes bei der Beihilfestelle, gilt die chronische Erkrankung im Sinne des Fünften Buches Sozialgesetzbuch als nachgewiesen und kann bei der Ermittlung der Belastungsgrenze (für alle beihilfeberechtigten bzw. berücksichtigungsfähigen Personen) berücksichtigt werden. 

Anzumerken gilt, dass die Eigenbeteiligung nach Art. 96 Abs. 3 Satz 5 BayBG bei Beihilfeberechtigten und berücksichtigungsfähigen Angehörigen, die Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung sind, unterbleibt (Art. 96 Abs. 3 Satz 6 Nr. 2 BayBG). Insoweit können diese Personen bei der Prüfung, ob die Belastungsgrenze von 1% maßgebend ist, nicht berücksichtigt werden. Entsprechendes gilt auch für berücksichtigungsfähige Kinder. Eine Vorlage der vorstehenden Bescheinigung für diesen Personenkreis erübrigt sich somit. 

Wir weisen darauf hin, dass eine Befreiung von der Eigenbeteiligung nur für den Rest eines Kalenderjahres gilt. Im nächsten Kalenderjahr sind wieder die Eigenbeteiligungen bis zum Erreichen der Belastungsgrenze zu tragen. Wurde der Nachweis über das Bestehen einer chronischen Erkrankung bereits erbracht, ist eine erneute Vorlage der vorstehenden ärztlichen Bescheinigung in den folgenden Kalenderjahren nicht notwendig.
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